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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung besdilossenen 

Entwurf eines Gesetzes über eine Kredithilfe 
für das Land Berlin 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Herr Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 154. Sitzung am 24. Februar 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

Über eine Kredithilfe für das Land Berlin 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Der Bund gewährt dem Land Berlin bis 
zum Eingang des Erlöses einer vom Land 
Berlin zur Finanzierung des sozialen Woh- 
nungsbaues des Rechnungsjahres 1955 aufzu- 
nehmenden Anleihe, längstens bis zum 
31. Dezember 1956, ein Darlehen in Höhe 
von einhundertzwanzig Millionen Deutsche 
Mark. Das Darlehen ist mit dem Zinssatz zu 
verzinsen, den der Bund für Kassenkredite 
bei der Bank deutscher Länder zu zahlen hat. 


§2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, für die nach § 1 vom Land Berlin 
aufzunehmende Anleihe in Höhe von ein- 
hundertzwanzig Millionen Deutsche Mark 
eine Bürgschaft oder sonstige Gewährleistung 
zu übernehmen. 

§3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Bei der Bemessung des Bundeszuschusses zum 
Haushalt des Landes Berlin für das Rech- 
nungsjahr 1955 sind die Beteiligten davon 
ausgegangen, daß Berlin den sozialen Woh- 
nungsbau im Rechnungsjahr 1955, soweit da- 
zu nicht zweckbestimmte Bundesmittel oder 
Mittel zentraler Fonds (Lastenausgleich) zur 
Verfügung stehen. In Höhe von 120 Mill. 
DM mit einem langfristigen Kredit finan- 
ziert. Berlin hat sich hierzu bereit erklärt. 

Die inzwischen eingetretene Verschlechterung 
auf dem Kapitalmarkt läßt die Aufnahme 
eines langfristigen Kredits zu Bedingungen, 
die für Berlin zumutbar sind, zur Zeit nicht 
zu. Bis jetzt hat Berlin den für den Woh- 
nungsbau benötigten Betrag aus Kassenmit- 
teln und Kassenkrediten bei der Berliner 
Landeszentralbank vorfinanziert. Eine wei- 
tere Vorfinanzierung auf diesem Wege ist 
jedoch nicht möglich. Die für den Woh- 
nungsbau verwendeten Kassenmittel müssen 
für die haushaltsmäßig vorgesehenen Aus- 
gaben zur Verfügung stehen. Die Vorfinan- 
zierung mußte deshalb im Dezember 1955 — 
wie bei den Verhandlungen über den Bun- 
deszuschuß für das Rechnungsjahr 1955 in 
Aussicht gestellt — aus Bundesmitteln in der 
Weise vorgenommen werden, daß Berlin 
außerplanmäßig ein Darlehen von 120 Mill. 
DM erhalten hat. Da sich jetzt schon über- 
sehen läßt, daß der dem Land Berlin für die 


Vorfinanzierung zur Verfügung gestellte Be- 
trag aus der beabsichtigten Anleihe bis zum 
Ende des laufenden Rechnungsjahres nicht 
zurückgezahlt werden kann, bedarf es für 
die Gewährung des Darlehens einer gesetz- 
lichen Ermächtigung (Art. 115 GG). Diesem 
Zweck dient § 1 Satz 1 des Gesetzentwurfs. 
Er begrenzt die Gewährung des Darlehens 
zeitlich bis zum 31. Dezember 1956. Fließt 
der Erlös der in Aussicht genommenen 
Anleihe Berlin schon zu einem früheren Zeit- 
punkt zu, so soll das vom Bund gewährte 
Darlehen zu diesem Zeitpunkt abgelöst wer- 
den. Für das Darlehen sollen Zinsen nach 
dem für solche Darlehen üblichen Zinssatz 
gezahlt werden (§ 1 Satz 2 des Gesetzent- 
wurfs). 

Der Gesetzentwurf sieht Im § 2 vor, daß der 
Bundesminister der Finanzen ermächtigt 
wird, in der gleichen Weise, wie es in dem 
Gesetz über die Übernahme einer Bürgschaft 
oder sonstigen Gewährleistung für eine 
Anleihe des Landes Berlin vom 19. Januar 
1955 (BGBl. I S. 30) für eine Anleihe in 
Höhe von 75 Mill. DM geschehen ist, für die 
von Berlin nach § 1 des Entwurfs aufzuneh- 
mende Anleihe eine Bürgschaft oder sonstige 
Gewährleistung zu übernehmen. Die Über- 
nahme einer solchen Verpflichtung entspricht 
der — vorbehaltlich der Zustimmung des 
Bundestages — getroffenen Vereinbarung 
mit dem Berliner Senat. 
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